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Blickpunkt 
 International

1 Neuerungen im Schweizer 
 Abkommensnetz 1

Folgende Neuerungen haben sich seit dem letz-
ten Update in der Ausgabe StR 6/2014 S. 427 ff. 
Anfang Mai bis Redaktionsschluss Anfang Sep-
tember im Schweizer Abkommensnetz ergeben 
(chronologisch dargestellt):
• Die Schweiz hat am 16. Mai 2014 mit San 

Marino2 und am 26. Mai 2014 mit den Sey-
chellen3 je ein Steuerinformationsabkom-
men (Tax Information Exchange Agree-
ments oder auch «TIEA») unterzeichnet. Die 
im Rahmen der schweizerischen Amtshilfe-
politik abgeschlossen TIEA beschränken sich 
im Gegensatz zu den Doppelbesteuerungsab-
kommen auf den Informationsaustausch 
auf Anfrage. Der Bundesrat hat am 20. Au-
gust 2014 die Botschaft zu den Steuerinfor-
mationsabkommen mit Andorra, Grönland, 
San Marino und den Seychellen verabschie-
det und den eidgenössischen Räten zur Ge-
nehmigung vorgelegt. Insgesamt hat die 
Schweiz nun sieben TIEA unterzeichnet. Die 
TIEA mit Isle of Man, Jersey und Guernsey 
treten im vierten Quartal 2014 in Kraft, so-
fern die Referendumszeit ungenutzt abläuft. 
Weitere Verhandlungen mit anderen Juris-
diktionen sind im Gang4.

• Am 20. Mai 2014 hat der Bundesrat den ita-
lienischen Staatspräsidenten Giorgio Napo-
litano zu einem Staatsbesuch empfangen. 
Seitens der Schweiz betonte Bundesrätin 
Eveline Widmer-Schlumpf die Wichtigkeit 
gemeinsamer und konstruktiver Lösungen 
in den verschiedenen finanz- und steuerpo-
litischen Dossiers der beiden Länder. Die in 
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diesem Zusammenhang intensiv geführten 
Gespräche betreffen die Grenzgängerfrage, 
die von Italien geführten schwarzen Listen, 
die Zusammenarbeit im Bereich der Amts-
hilfe sowie die Regelung der Vergangenheit 
im Bereich der Verwaltung von Vermögens-
werten von Personen mit Wohnsitz in Ita-
lien durch Schweizer Banken. Im Anschluss 
war zu erfahren, dass bei den Verhandlun-
gen sich Fortschritte abzeichnen, sodass mit 
einem baldigen Abschluss zu rechnen sei5.

• Der Bundesrat hat am 21. Mai 2014 die Man-
datsentwürfe zur Einführung des neuen 
 globalen Standards für den automatischen 
Informationsaustausch in Steuer sachen be-
schlossen. Es ist vorgesehen, dass diese Ent-
würfe im Herbst definitiv verabschiedet und 
danach erste Verhandlungen aufgenom-
men werden können. Konkret schlägt der 
Bundesrat im Mandatsentwurf folgende 
Schritte vor6:
– Verhandlungen mit der EU betreffend die 

Einführung des automatischen Informa-
tionsaustauschs. Die bereits laufenden 
Verhandlungen über die Ausdehnung des 
Zinsbesteuerungsabkommens sind da-
durch neu auszurichten.

– Verhandlungen mit den USA betreffend 
Wechsel von Modell 2 auf Modell 1 bei der 
Umsetzung des FATCA-Abkommens, wo-
durch die Daten zwischen den Behörden 
automatisch auf gegenseitiger Basis aus-
getauscht würden.

– Prüfung, ob mit weiteren ausgewählten 
Ländern Verhandlungen im Bereich des 
automatischen Informationsaustausches 
aufgenommen werden sollen.

– Einführung von separaten bilateralen Ab-
kommen und eines innerstaatlichen Rechts 
zwecks Umsetzung des automatischen In-
formationsaustausches. Die heute beste-
hende Rechtsgrundlage schliesst einen au-
tomatischen Informationsaustausch aus.
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1  Stand am 1. September 2014.
2  Vgl. IBFD Tax News Service: Mitteilung vom  

19. Mai 2014.
3  Vgl. IBFD Tax News Service: Mitteilung vom  

26. Mai 2014.
4  Vgl. Medienmitteilung des Eidgenössischen Finanz -

departementes EFD vom 20. August 2014.
5  Vgl. Medienmitteilung des Eidgenössischen Finanz -

departementes EFD vom 20. Mai 2014.
6  Vgl. Medienmitteilung des Eidgenössischen Finanz -

departementes EFD vom 21. Mai 2014; Medienmittei-
lung des Staatssekretariats für internationale Finanz-
fragen SIF vom 21. Juli 2014.
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• Die Schweiz und Ghana haben am 22. Mai 
2014 das Protokoll zur Änderung des Abkom-
mens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiet der Steuern von Einkommen 
und vom Vermögen («DBA») abgeschlossen. 
Mit diesem Protokoll wird die Amtshilfe-
klausel an den derzeit geltenden internatio-
nalen Standard, das heisst an den Informa-
tionsaustausch auf Anfrage, angepasst7.

• Am 25. Juni 2014 wurde mit Frankreich8 ein 
Änderungsprotokoll zum DBA betreffend die 
Anpassung der Amtshilfeklausel an den der-
zeit geltenden internationalen Standard ab-
geschlossen.

• Am 25. August 2014 schloss die Schweiz 
auch mit Estland ein Änderungsprotokoll 
zum DBA ab. Neben der Anpassung der 
Amtshilfeklausel an den heute geltenden in-
ternationalen Standard wurde auch verein-
bart, dass die Quellensteuer auf Dividenden 
höchstens 10% betragen darf. Die Dividen-
den sind vollständig von der Quellensteuer 
befreit, sofern eine Gesellschaft während 
mindestens einem Jahr eine Beteiligung von 
mindestens 10% am Kapital der Dividenden 
zahlenden Gesellschaft hält. Daneben wer-
den neu auch Zinsen und Lizenzgebühren 
von der Quellensteuer befreit9.

• Nachdem das FATCA-Abkommen am 2. Juni 
2014 in Kraft getreten ist10, hat der Bundesrat 
am 6. Juni 2014 beschlossen, das vom Eid -
genössischen Parlament genehmigte FATCA-
Gesetz auf den 30. Juni 2014 in Kraft zu 
 setzen11. Die Umsetzung erlaubt den schwei-
zerischen Finanzinstituten eine erleichterte 
Umsetzung bei der neuen FATCA-Regelung 
für US-Per sonen. Die weltweite Umsetzung 
von FATCA hat am 1. Juli 2014 begonnen.

• Frankreich hat das mit der Schweiz beste-
hende Doppelbesteuerungsabkommen auf 
dem Gebiet der Erbschaftssteuern von 1953 
beendet. Das Abkommen wird noch bis am 
31. Dezember 2014 in Kraft bleiben. Ab dem 

1. Januar 2015 werden beide Länder bei Kol-
lisionen dann wieder ihr unilaterales Recht 
anwenden. Die Neuverhandlungen wurden 
am 4. Juni 2014 vom Nationalrat abgelehnt 
und somit ist wieder der Ständerat am Zug12.

• Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf nahm 
am 20. Juni 2014 an dem informellen Ar-
beitstreffen der deutschsprachigen Finanz-
minister in Luxemburg teil und tauschte 
sich mit ihren Amtskollegen Wolfgang 
Schäuble (Deutschland), Michael Spindeleg-
ger (Österreich), Adrian Hasler (Liechten-
stein) und Pierre Gramegna (Luxemburg) 
über aktuelle finanz- und fiskalpolitische 
Fragen aus. Zur Sprache kamen unter an-
derem die rasch voranschreitende Fertig-
stellung des künftigen globalen Standards 
für den automatischen Informationsaus-
tausch, die Umsetzung des heutigen Stan-
dards für Amtshilfe auf Anfrage und das 
Projekt einiger EU-Länder für eine Finanz-
transaktionssteuer, dem die Schweiz wegen 
allfälliger  extraterritorialer Wirkungen kri-
tisch gegenübersteht13.

• Das revidierte Steueramtshilfegesetz ist nach 
der unbenutzt abgelaufenen Referendums-
frist auf den 1. August 2014 in Kraft getre-
ten14. Die revidierte Fassung enthält neu  eine 
Bestimmung, welche in Ausnahmefällen ein 
Verfahren vorsieht, wonach die Person, über 
die  Auskünfte ausgetauscht werden, erst im 
Nachhinein informiert wird. Des Weiteren 
wurden Präzisierungen in Bezug auf Grup-
penersuchen vorgenommen. Mit den Ände-
rungen erfüllt die Schweiz den geltenden 
 internationalen Amtshilfestandard in Steuer-
sachen und eine zusätzliche Empfehlung des 
Global Forum on Tax Transparency15.

• Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf hat 
am 25. Juni 2014 den französischen Finanz-
minister Michel Sapin zu Gesprächen in Bern 
empfangen. Im Zentrum stand der Steuer -
dialog zwischen der Schweiz und Frankreich 
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betreffend Amtshilfe in Steuersachen, die Re-
gularisierung der Vergangenheit, die Grenz-
gängerbesteuerung, der Marktzutritt für die 
Schweizer Unternehmen und der neue globa-
le Standard für den automatischen Informa-
tionsaustausch16.

• Die Schweiz und Usbekistan haben am 1. Juli 
2014 ein Änderungsprotokoll zum DBA ab-
geschlossen17. Mit diesem Protokoll wird die 
Amtshilfeklausel an den heute geltenden in-
ternationalen Standard, das heisst an den 
Informationsaustausch auf Anfrage, ange-
passt. Mit Mitteilung vom 4. August 2014 hat 
Usbekistan weiter bekannt gegeben, dass die 
Schweiz per sofort von deren Blacklist gestri-
chen wird. Auf der Blacklist waren die Kanto-
ne Genf, Neuenburg, Fribourg und Zug18.

• Im Weiteren hat auch Brasilien die Schweiz 
von deren Blacklist gestrichen19. Als Folge 
davon und insbesondere auch auf Grund 
 eines fehlenden DBAs zwischen der Schweiz 
und Brasilien, beträgt die brasilianische Ver-
rechnungssteuer auf Zinsen an Schweizer 
Ansässige nur mehr 15% und nicht mehr 
wie bis anhin 25%20. Das Gleiche gilt für Ka-

pitalgewinne, die bei der Veräusserung bra-
silianischer Anlagen/Investments (gehalten 
durch Schweizer Gesellschaften) anfallen. 
Sofern Schweizer Gesellschaften jedoch als 
Holding, Domizilgesellschaft, Verwaltungs-
gesellschaft oder gemischte Gesellschaft 
ausgestaltet sind und/oder sie eine effektive 
Steuerbelastung basierend auf einem Ru-
ling von unter 20% aufweisen, verbleiben 
diese auf einer grauen Liste. Als Folge davon, 
werden diese Gesellschaften vor allem stren-
geren Fremdfinanzierungsvorschriften (Ver-
hältnis zwischen Fremd- und Eigenkapital 
von 30%) und strengeren Verrechnungs-
preisvorschriften unterworfen sein. Ausser-
dem ist es für die Abzugsfähigkeit von Auf-
wendungen erforderlich, die Begünstigten 
zu identifizieren sowie den Nachweis zu er-
bringen, dass sie wirtschaftlich in der Lage 
sind, die Transaktion zu tätigen und auch 
die erforderliche Substanz haben.

• Die Schweiz hat am 10. Juli 2014 ein neues 
DBA mit Island abgeschlossen, welches das 
bestehende DBA aus dem Jahr 1988 ersetzen 
wird21. Das neue DBA bringt unter anderem 

15  Vgl. «Blickpunkt International», Markus Frank Huber/
Sophie Bartz/Christian Mäder, in «SteuerRevue» 
4/2014, S. 278.

16  Vgl. Medienmitteilung des Eidgenössischen Finanz -
departementes EFD vom 25. Juni 2014.

17  Vgl. IBFD Tax News Service: Mitteilung vom  
1. Juli 2014.

18  Vgl. IBFD Tax News Service: Mitteilung vom  
14. August 2014.

19  Vgl. EY Global Tax Alert vom 25. Juni 2014 «Brazil 
 promotes changes in its black and grey listed jurisdic -
tions, reassessing Switzerland and Hungary».

20  Vgl. EY Global Tax Alert vom 25. Juni 2014 «Brazil 
 promotes changes in its black and grey listed jurisdic -
tions, reassessing Switzerland and Hungary».

21  Vgl. IBFD Tax News Service: Mitteilung vom  
10. Juli 2014.

7  Vgl. IBFD Tax News Service: Mitteilung vom  
23. Mai 2014.

8  Vgl. IBFD Tax News Service: Mitteilung vom  
26. Juni 2014.

9  Vgl. Medienmitteilung des Eidgenössischen Finanz -
departementes EFD vom 28. August 2014.

10  Vgl. IBFD Tax News Service: Mitteilung vom 6. Juni 
2014; vgl. im Weiteren zu dieser Thematik: «Blickpunkt 
International», Markus Frank Huber/Sophie Bartz/ 
Marco Stoffel, in «SteuerRevue» 6/2014, S. 429.

11  Vgl. Medienmitteilung des Eidgenössischen Finanz -
departementes EFD vom 6. Juni 2014.

12  Vgl. IBFD Tax News Service: Mitteilung vom  
19. Juni 2014.

13  Vgl. Medienmitteilung des Eidgenössischen Finanz -
departementes EFD vom 20. Juni 2014.

14  Vgl. Medienmitteilung des Eidgenössischen Finanz -
departementes EFD vom 23. Juni 2014.
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Verbesserungen bei der Besteuerung von Di-
videnden, Zinsen und Lizenzgebühren. Divi-
denden von qualifizierten Beteiligungen 
(10%) sind vollständig von der Quellensteuer 
befreit, sofern diese mindestens seit einem 
Jahr gehalten werden. Daneben werden Zin-
sen uneingeschränkt von der Quellensteuer 
befreit und Lizenzgebühren einer Quellen-
steuer von 5% unterworfen22.

• Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf hat 
bei einem Arbeitstreffen in Kasachstan mit 
Finanzminister Bakhyt Sultanov einen Brief-
wechsel zur Ergänzung des bestehenden 
DBAs aus dem Jahr 2010 unterzeichnet23.

• Die mit Tunesien begonnenen Verhandlun-
gen betreffend eines Sozialversicherungsab-
kommens dauern weiter an24.

• Das Sozialversicherungsabkommen zwischen 
der Schweiz und der USA ist per 1. August 
2014 in Kraft getreten und ersetzt damit das 
Abkommen aus dem Jahr 1979, welches 1988 
mit einem Protokoll angepasst wurde25.

• Am 25. Juli 2014 hat die Schweiz mit  Zypern 
erstmals ein Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung (DBA) auf dem Gebiet der 
Steuern vom Einkommen und vom Vermö-
gen unterzeichnet26. Die Bestimmungen des 
Doppelbesteuerungsabkommens folgen wei-
testgehend der schweizerischen Abkommens-
politik und enthalten dementsprechend eine 
Amtshilfebestimmung über den Austausch 
von Informationen auf Ersuchen gemäss 
heute geltendem Standard. Das Abkommen 
wurde am 21. November 2013 paraphiert und 
muss noch von beiden Staaten genehmigt 
werden, bevor es in Kraft tritt27.

• Die OECD hat am 16. Juli 2014 den Inhalt 
der Änderung zum revidierten OECD-Mus-
terabkommen zur Vermeidung der Doppel-
besteuerung sowie zu dem dazugehörenden 
Kommentar herausgegeben. Zu den wesent-
lichsten Änderungen zählen die Definition 
des Begriffes des Nutzungsberechtigten («be-

neficial owner») sowie Regelungen im Zu-
sammenhang mit der Behandlung von Ab-
gangsentschädigungen, der Bereitstellung 
von Informationen beim Informationsaus-
tausch und bezüglich Emissionen28.

• Die Schweiz und Pakistan haben am 25. und 
26. August 2014 erste Verhandlungen betref-
fend einer Anpassung des bestehenden Dop-
pelbesteuerungsabkommen auf dem Gebiete 
der Einkommenssteuer aufgenommen29.

2 Steuerdialog Schweiz – EU

Die Schweiz und die Europäische Union («EU») 
haben am 1. Juli 2014 eine gemeinsame Ver-
ständigung (so genanntes Memorandum of Un-
derstanding, nachfolgend auch «MoU») zur 
Beilegung des bestehenden Steuerstreits para-
phiert30. Die Verständigung soll einen Schluss-
strich unter den seit Jahren bestehenden Steuer-
dialog zwischen der Schweiz und der EU, der 
mitunter auch die gemeinsamen Beziehungen 
auf anderen Ebenen belastet hat, ziehen. Nach 
Klärung der verbleibenden prozeduralen und 
formalen Fragen wird der Bundesrat über die 
Unterzeichnung der Verständigung mit der EU 
entscheiden. Als erster möglicher Unterzeich-
nungszeitpunkt der gemeinsamen Verständi-
gung käme das Treffen der EFTA- und EU-
 Finanzminister ( Joint Ecofin) Mitte Oktober 
2014 in Frage.

2.1  Hintergrund
Der Steuerdialog zwischen der Schweiz und der 
EU im Bereich des Unternehmenssteuerrechts 
reicht bis in das Jahr 2005 zurück. Seit fast 
 einem Jahrzehnt kritisiert die EU bereits die spe-
ziellen (kantonalen) Besteuerungsregime der 
Schweiz. Die EU stellt sich dabei auf den Stand-
punkt, dass die speziellen Steuerregime der 
Schweiz wettbewerbsverzerrend seien, da die un-
gleiche steuerliche Behandlung von schweize -
rischen und ausländischen Einkünften (sog. 
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«ring fencing») unerlaubte staatliche Beihilfen 
darstellen würden.
Die in der Folge geführten Diskussionen mit der 
EU fruchteten wenig, so scheiterte die im Jahr 
2009 vorgeschlagene Kompromisslösung am 
Widerstand vereinzelter EU-Mitgliedstaaten. Im 
Juni 2010 schlug die EU der Schweiz einen Dia-
log über den so genannten Verhaltenskodex der 
Unternehmensbesteuerung gegen schädliche 
Steuerpraktiken («Code of Conduct») vor, wel-
chem die Schweiz auf Grund von Autonomie- 
und Souveränitätsbedenken nicht gefolgt ist. Im 
Juli 2012 hat der Bundesrat nach entsprechen-
den Sondierungsgesprächen mit der EU ein 
Mandat für den Dialog mit der EU zur Unter-
nehmensbesteuerung verabschiedet. Erklärtes 
Ziel war es, die Standortattraktivität des Unter-
nehmensstandortes Schweiz zu festigen und 
gleichzeitig Lösungen zu finden, die internatio-
nal akzeptiert werden und eine haushaltsver-
trägliche Lösung für den Bund und die Kantone 
darstellen31.

2.2  Inhalt des Memorandum  
of Understanding (MoU)

Zentraler Bestandteil des MoU ist das Zugeständ-
nis der Schweiz bzw. des Bundesrates gegenüber 
der EU, im Rahmen der Unternehmenssteuer -
reform III die strittigen Steuerregime abzuschaf-
fen. Darunter fallen Steuerprivilegien auf Kan-
tons- und Bundesebene, namentlich die Holdings, 

Verwaltungsgesellschaften, die gemischten Ge-
sellschaften, Prinzipalgesellschaften und die 
«Swiss Finance Branch». Da das MoU auf dem 
Prinzip der Gegenseitigkeit beruht, haben sich 
die Mitgliedstaaten der EU im Gegenzug ver-
pflichtet, sämtliche explizit gegen eines der Re-
gime getroffenen Gegenmassnahmen aufzuhe-
ben, sobald die Schweiz die entsprechenden 
steuerlichen Privilegien abgeschafft hat. Aus 
Sicht der Schweiz stellt dies eine Kompromisslö-
sung dar. Ursprünglich war man bestrebt, eine 
«Stillhalte-Klausel» in die Vereinbarung aufzu-
nehmen, mittels derer die Mitgliedstaaten der 
EU während des Gesetzgebungsverfahrens zur 
Schweizer Unternehmenssteuerreform III auf 
die Einführung neuer Gegenmassnahmen ver-
zichtet hätten. Zum jetzigen Zeitpunkt erhebt 
Italien solche Gegenmassnahmen. Die EU Staa-
ten behalten sich in einer unilateralen Erklä-
rung zuhanden des Ecofin-Protokolls vor, Ge-
genmassnahmen gegen allfällige Steuerregime 
einzuführen, sofern diese nicht im Einklang mit 
der EU stehen. Die Schweiz steht weiterhin unter 
genauer Beobachtung von Seiten der EU im Hin-
blick auf die erwarteten Massnahmen im Rah-
men der Unternehmenssteuerreform III. Bei der 
EU zeichnet sich intern selber ein strikteres Vor-
gehen gegen Patentboxen und Tax Rulings ab. 
So wurden Untersuchungen in Irland, Luxem-
bourg und den Niederlanden in die Wege gelei-
tet, um zu analysieren, ob bestehende Steuer -

28  Vgl. EY Global Tax Alert vom 22. Juli 2014  
«OECD  Council adopts 2014 update to the Model Tax 
 Convention».

29  Vgl. IBFD Tax News Service: Mitteilung vom  
9. Mai 2014.

30  Vgl. Medienmitteilung des Eidgenössischen Finanz -
departementes EFD vom 1. Juli 2014.

31  Vgl. Faktenblatt «Steuerdialog Schweiz – EU» des 
 Eidgenössischen Finanzdepartementes EFD.

22  Vgl. IBFD Tax News Service: Mitteilung vom  
25. Juli 2014.

23  Vgl. Medienmitteilung des Eidgenössischen Finanz -
departementes EFD vom 10. Juli 2014.

24  Vgl. IBFD Tax News Service: Mitteilung vom  
22. Juli 2014.

25  Vgl. IBFD Tax News Service: Mitteilung vom  
30. Juli 2014.

26  Vgl. IBFD Tax News Service: Mitteilung vom  
25. Juli 2014.

27  Vgl. Medienmitteilung des Eidgenössischen Finanz -
departementes EFD vom 25. Juli 2014.
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rulings gegen die EU-Regelungen zur staatlichen 
Beihilfe verstossen32.

3 Globaler Standard für den 
 automatischen Informations-
austausch der OECD

3.1 Publikation des neuen globalen 
OECD-Standards

Die OECD hat am 21. Juli 2014 das Gesamtpaket 
zum neuen globalen Standard für den automati-
schen Informationsaustausch («AIA») in Steuer-
sachen publiziert33. Mit 311 Seiten ist dies sehr 
umfassend ausgefallen und umfasst neben dem 
Modelabkommen («Model Competent Authority 
Agreement») und dem «Common Reporting 
Standard» auch einen ausführlichen Kommentar 
und technische Anwendungsrichtlinien/Informa-
tiklösungen. Der Standard entfaltetet zwar keine 
zwingende unmittelbare rechtliche Wirkung, den-
noch ist zu erwarten, dass sich viele Länder bei der 
Umsetzung des Standards in ihr unilaterales 
Recht daran orientieren werden. Bis anhin haben 
sich über 65 Staaten dazu bekannt , davon mehr 
als 40 als «Early Adopters» für eine frühzeitige 
Übernahme (Stand vom 21. Juli 2014)34. Die 
Schweiz begrüsst die Fertigstellung des neuen glo-
balen Standards, da die Vorgaben und Prinzipien 
(ein globaler Standard, Spezialitätsprinzip, Da-
tenschutz, Reziprozität und Identifikation des 
wirtschaftlichen Berechtigten) im Modelabkom-
men, Common Reporting Standard und im Kom-
mentar berücksichtigt wurden35.

3.2  Die drei Elemente des neuen 
globalen OECD-Standards 36

3.2.1 Modelabkommen – Model 
 Competent Authority 
 Agreement («Model CAA»)

Das von der OECD sehr schlank gehaltene Model 
CAA bildet die eigentliche Grundlage für die spä-
teren bilateralen Abkommen (ähnlich dem 

OECD-Musterabkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung). Das Model CAA legt in ers-
ter Linie die zu übermittelnden Informationen 
und die Modalitäten der Informationsübertra-
gung (Art und Weise sowie Fristen) fest. Zusätz-
lich enthält das Modelabkommen Regelungen, 
die der Kooperation zwischen den zuständigen 
Behörden für Compliance-Pflichten und Voll-
streckung dienen. Des Weiteren wurden auch 
Regelungen in Bezug auf die Laufzeit und eine 
allfällige Kündigung der Vereinbarungen aufge-
nommen. Um einen bestmöglichsten einheitli-
chen Standard zu erwirken, hat die OECD neben 
einem bilateralen auch ein Modell für ein mul-
tilaterales Abkommen publiziert.

3.2.2 Common Reporting Standard 
(«CRS»)

Der CRS legt detailliert fest, um welche Infor-
mationen es sich handelt, welche Konten be-
troffen sind und von wem diese Auskünfte zu 
übermitteln sind. Im Weiteren enthält der CRS 
eingehende Regelungen in Bezug auf die Sorg-
faltspflichten, die bei der Identifikation der 
Kunden von Finanzdienstleistern einzuhalten 
sind und definiert verschiedene Begriffe wie 
z. B. «Financial Institutions». Jurisdiktionen, 
die den globalen Standard annehmen, müssen 
diese Vorgaben in ihr unilaterales Recht um-
setzten.

3.2.3 Kommentar und technische 
Anwendungsrichtlinien

Der Kommentar enthält detaillierte Ausführun-
gen zu jeder Sektion des Model CAA und des 
CRS, um so eine einheitliche Umsetzung des 
Standards sicherzustellen. Einzelne Klauseln 
werden näher erläutert. Zudem enthält der 
Kommentar auch Beispiele. Die technischen An-
wendungsrichtlinien legen den Minimalstan-
dard fest und dienen der Datensicherheit sowie 
der Gewährleistung einer kompatiblen Daten-
übermittlung.
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3.3  Ausblick
Auf Ebene der EU ist vorgesehen, dass die Fi-
nanzminister der G-20-Länder den Standard im 
September 2014 bestätigen werden. Im An-
schluss daran (voraussichtlich Oktober 2014) 
sollen sich die Mitglieder des Global Forums ver-
bindlich zur Umsetzung des Standards äussern. 
Die Schweiz wird ihrerseits voraussichtlich be-
reits im Herbst dieses Jahres erste Verhandlun-
gen zum AIA mit der EU und Drittstaaten auf-
nehmen37.

4 OECD-Bericht BEPS-
 Auswirkungen auf 
 Entwicklungsländer

4.1  Hintergrund
Am 1. August 2014 hat die OECD den ersten Teil 
eines Berichts über die Auswirkungen des BEPS-
Projekts auf Entwicklungsländer veröffentlicht 
(«OECD-Bericht»)38. Dieser Bericht ist Teil des 
BEPS-Projekts über das bereits in mehreren Aus-
gaben der SteuerRevue berichtet wurde und wur-
de auf Anfrage der G20 Development Working 
Group («DWG») erstellt. Der Bericht basiert auf 
den Erfahrungen und dem Austausch der OECD 
und anderer internationaler Organisationen in 
der Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern. 
Unter anderem fand dieser Austausch auch auf 

den von der OECD organisierten Treffen zwi-
schen September 2013 und März 2014 statt.
Wie das Schweizerische Staatssekretariat für in-
ternationale Finanzfragen («SIF») in diesem 
Zusammenhang mitteilt39, werden die Einbrin-
gungsmöglichkeiten von interessierten (Ent-
wicklungs)-Ländern in das BEPS-Projekt von 
der Schweiz begrüsst, da deren Anliegen auch in 
das Projekt einfliessen, anstelle dass durch BEPS 
ein zusätzliches Druckmittel von grossen Län-
dern gegenüber kleinen geschaffen wird.
BEPS sei gerade für Entwicklungsländer beson-
ders relevant, da vor allem die ärmsten unter 
diesen stark abhängig sind von den Steuer -
einnahmen, die sie von multinationalen Konzer-
nen erhalten. Als Beispiele werden unter anderem 
Ruanda und Nigeria genannt, wo multinationale 
Konzerne 70% bzw. 88% des gesamten Steuer -
substrats generieren. Für diese Länder hätte dies 
weitgehende Auswirkungen, da sie damit nicht 
nur stark von multinationalen Konzernen ab-
hängig seien, sondern auch die Glaubwürdigkeit 
des gesamten Besteuerungssystem gefährdet sei, 
wenn lokal tätige Unternehmen feststellen wür-
den, dass multinationale Konzerne Möglichkei-
ten nutzen könnten, ihre Steuerlast in diesen 
Ländern zu senken bzw. komplett zu vermeiden, 
diese aber lokal tätigen Unternehmen nicht zur 
Verfügung stehen würden.

36  Vgl. EY Global Tax Alert vom 13. August 2014 «OECD 
 issues Standard for Automatic Exchange of Information 
in Tax Matters».

37  Vgl. Medienmitteilung des Staatssekretariats für inter -
nationale Finanzfragen SIF vom 27 Juli 2014.

38  Vgl. OECD, «Part 1 of a Report to G20 Development 
Working Group on the Impact of BEPS in Low Income 
Countries», Paris 2014, abrufbar unter: 
http://www.oecd.org/tax/part-1-of-report-to-g20-dwg-
 on-the- impact-of-beps-in-low-income-countries.pdf.

39  Vgl. SIF Newsletter, Ausgabe 1/2014, «BEPS als Chance 
für Entwicklungsländer», S. 2.

32  Vgl. IBFD Tax News Service: Mitteilung vom 2. Juli 2014; 
vgl. im Weiteren zu dieser Thematik: «Unternehmens-
steuerreform III: Ergebnisbericht zur Konsultation der 
Kantone», Markus Frank Huber/Philipp Roth,  
in «EY Tax News Sommer 2014», S. 4 f.

33  Vgl. Medienmitteilung des Staatssekretariats für 
 internationale Finanzfragen SIF vom 21. Juli 2014.

34 Vgl. «Blickpunkt International», Markus Frank Huber/
Sophie Bartz/Marco Stoffel, in «SteuerRevue» 6/2014, 
S. 430.

35  Vgl. «Blickpunkt International», Markus Frank Huber/
Sophie Bartz/Christian Mäder, in «SteuerRevue» 
4/2014, S. 278 ff.
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Die Generierung und Erhaltung von Steuersub-
strat sei für Entwicklungsländer ein entschei-
dender Wachstumsfaktor, der im Vergleich mit 
Industrienationen noch wesentlich gesteigert 
werden könnte. So betrüge der Anteil des gene-
rierten Steuersubstrats bei mehr als der Hälfte der 
Länder unterhalb der Sahara nur höchstens 17% 
ihres Bruttoinlandsprodukts («BIP»). Dagegen 
liegt der Durchschnitt der OECD-Mitgliedsstaaten 
bei 35% des BIP40.
Auch aus den genannten Gründen seien die mit 
BEPS einhergehenden Herausforderungen aber 
auch Chancen für Entwicklungsländer. Insbe-
sondere hätten Entwicklungsländer schlechte-
ren Zugang zu Informationen betreffend BEPS 
sowie nicht die erforderlichen legislativen Me-
thoden, um BEPS zu verhindern bzw. nicht das 
notwendige Personal, um komplexe Regelungen 
zu implementieren oder allfällige Konflikte mit 
multinationalen Konzernen auszutragen.

4.2 Identifizierte Massnahmen 
 gegen BEPS in Entwicklungs -
länder

Basierend auf diesen Unterschieden hat die 
OECD die folgenden Punkte im Zusammenhang 
mit BEPS als besonders kritisch für Entwick-
lungsländer identifiziert und im OECD-Bericht 
auch kurz mögliche Auswirkungen bzw. Mass-
nahmen skizziert:

• Punkt 1: Gewinnverschiebungen auf Grund 
von überhöhten, d. h. nicht dem Fremdver-
gleich entsprechenden, Zahlungen an aus-
ländische verbundene Gesellschaften in 
Form von Service-, technischen – und/oder 
Managementgebühren sowie Zinsen und Li-
zenzzahlungen.
Vorgeschlagene Massnahmen: Einführung 
von effektiven und leicht implementierba-
ren Regelungen, um Gewinnverschiebun-
gen durch überhöhte Zinszahlungen und 
andere nicht dem Fremdvergleich entspre-
chende Verrechnungspreise zu verhindern 
(Anknüpfungspunkte zum BEPS-Aktions-
plan41 sind die Massnahmen Nr. 4, 8 und 10).

• Punkt 2: Gewinnverschiebungen auf Grund 
von Umstrukturierungen der Wertschöp-
fungskette, insbesondere die vertragliche 
Verschiebung von Risiken und der damit 
verbunden Gewinnaussichten zu Konzern-
gesellschaften in Niedrigsteuerländern.
Vorgeschlagene Massnahmen: Einführung 
von wirksamen und auch in Entwicklungs-
ländern implementierbaren Verrechnungs-
preisvorschriften. Dabei sei als zentraler 
Punkt durch diese Vorschriften sicherzustel-
len, dass den Steuerbehörden in Entwick-
lungsländern alle relevanten Informationen 
zur Verfügung stünden, um eine angemes-
sene Besteuerung zu ermitteln (s. auch 
BEPS-Aktionsplan Nr. 1, 7, 8, 9, 10, 13).

• Punkt 3: Einsatz von Techniken um Vorteile 
in DBAs in Situationen in Anspruch zu neh-
men, für die diese Vorteile gar nicht vorgese-
hen waren.
Vorgeschlagene Massnahmen: Anpassung 
der Steuerpolitik in den Entwicklungsländern. 
Dies umfasst insbesondere auch die Durch-
führung einer Kosten-/Nutzenanalyse durch 
die Entwicklungsländer vor Unterzeichnung 
eines DBAs, damit sie beurteilen könnten, ob 
das entsprechende DBA für sie vorteilhaft sei 
(s. auch BEPS-Aktionsplan Nr. 6).

40  Vgl. hierzu auch OECD, «What drives tax morale?», 
 Paris 2013, abrufbar unter: http://www.oecd.org/ctp/
tax-global/TaxMorale_march13.pdf.

41  Für eine Übersicht über den BEPS-Aktionsplan, s. 
OECD, «Action Plan on Base Erosion and Profit Shift -
ing», Paris 2013, abrufbar unter: http://www.oecd.org/
ctp/BEPSActionPlan.pdf. Für eine weitere Beschreibung 
inkl. aktueller Entwicklungen der einzelnen Aktionen 
s. auch, Markus Frank Huber/Sophie Bartz, «Onshore 
versus Offshore», Zuger Steuerpraxis, August 2014, 
S. 27–42.
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• Punkt 4: Vermeidung von Steuerzahlungen 
bei der Übertragung von Vermögenswerten 
aus Entwicklungsländern. Normalerweise 
sind erzielte Gewinne, die aus dem Verkauf 
von Vermögenswerten erzielt werden, steuer-
pflichtig. Allerdings könnte möglicherweise 
z. B. durch eine indirekte Übertragung, d. h. 
die Veräusserung von Anteilen am Unter-
nehmen, das die Vermögenswerte hält, an-
stelle eines direkten Verkaufs die Steuer-
pflicht umgangen werden.
Vorgeschlagene Massnahmen: Einführung 
spezifischer Regelungen zur Verhinderung 
von indirekten Übertragungen. Vorausset-
zung hierfür ist die Schaffung der notwendi-
gen Transparenz, d. h. das Entwicklungslän-
dern die passenden relevanten Informationen 
zur Beurteilung zur Verfügung gestellt wer-
den (s. auch BEPS-Aktionsplan Nr. 13).

• Punkt 5: Ausserdem seien Entwicklungslän-
der mit anderen Ländern im Wettbewerb um 
Investition anzulocken und damit gezwun-
gen, Steuererleichterungen anzubieten, die 
zu einer Situation führen könnten, bei der 
der Verringerung des Steuersubstrats auf der 
einen Seite keine nennenswerte Vorteile für 
das Land auf der anderen Seite gegenüber-
stehen.
Vorgeschlagene Massnahmen: Entwick-
lung von besseren Anleitungen, um Kosten-/
Nutzenanalysen von Steuererleichterungen 
durchführen zu können sowie periodische 
Überprüfung des Einflusses dieser Steuerer-
leichterungen (s. auch BEPS-Aktionsplan 
Nr. 5, ferner s. darüber hinaus auch Kapitel 
2.2 dieses Beitrags).

Basierend auf diesen vorläufigen Ergebnissen 
der OECD wurden insbesondere die Aktionspunk-
te Nr. 4, 6, 7, 10, 11 und 13 des BEPS-Aktions -
plans als wesentlich für Entwicklungsländer 
identifiziert.
Die OECD plant im September einen erweiterten 
zweiten Teil zu veröffentlichen, der weitere, kon-

kretere Massnahmen enthalten soll, wie die G20 
DWG Entwicklungsländer unterstützen könn-
ten, um deren benachteiligte Stellung auszu-
gleichen.
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